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ZAHL DES TAGES

64
Prozent

beträgt die Pünktlichkeitsquote
der Deutschen Bahn im

Fernverkehr im Jahr 2023.

ZITAT DES TAGES

Der Kronprinz
ist eher ein

Mann des Volkes.

Susanne Hyldelund

Die dänische Botschafterin
in Berlin über Kronprinz Frederik.

KALENDERBLATT

13. Januar 2009: Das EU-Par-
lament stimmt für ein umfassen-
des Verbot gefährlicher Pflanzen-

schutzmittel. Erstmals werden
hochgiftige Substanzen verboten,
die unter anderem Krebs erregen
oder das Erbgut verändern. (dpa)

Im riesigen Ratsgebäude der EU in Brüs-
sel ist er ausgestellt: der Friedensnobelpreis
für Europa. „Den europeiske union (EU) for
2012“ steht auf Norwegisch auf der Urkun-
de, die damals dem europäischen Spitzen-
personal stellvertretend für Millionen Bürger
ausgehändigt worden war. Den Kontinent
nach zwei Weltkriegen wieder vereint zu ha-
ben, diese Leistung war dem Komitee in
Oslo die höchste Würdigung wert.

Dabei war die EU damals längst kein rei-
nes Friedensprojekt mehr. Allenthalben
setzte sich die Auffassung durch, dass Eu-
ropa mehr sein müsse als die Aussöhnung
alter Feinde. Der gemeinsame Markt, der
ökonomische Nutzen rückte in den Vorder-
grund. Mit der Überwindung kontinentaler
„Erbfeindschaften“ und deutsch-französi-
scher Befindlichkeiten hatten insbesondere
die vielen neuen Mitglieder aus Osteuropa
nur bedingt etwas am Hut. Zudem übernah-
men jüngere Politiker die Macht, die anders
als die Gründerväter und -mütter den Krieg
nur noch aus Erzählungen kannten.

Doch nun, knapp zwölf Jahre nach dem
Nobelpreis, holt Europa das große Thema
wieder ein. Angesichts des russischen
Überfalls auf die Ukraine ist die EU erneut
als Friedensmacht gefordert. Und um die
Herausforderung noch etwas größer zu
machen, geht es diesmal um einen Frieden,
der nicht nur bewahrt und verfestigt, son-
dern erst noch erkämpft werden muss.

Es ist nicht so, dass das Thema nicht er-
kannt wäre. EU-Kommissionspräsidentin
Ursula von der Leyen führte schon bei
Amtsantritt vor fast fünf Jahren, vor dem
Großangriff auf die Ukraine also, den An-
spruch ein, Europa als geopolitischen Ak-
teur etablieren zu wollen. Das war bemer-

kenswert, denn wenige Jahre zuvor, als im
Ratsgebäude gerade die Nobelpreise auf-
gestellt wurden, waren Begriffe wie „Macht-
politik“ oder „Durchsetzen von Interessen“
in Brüssel geradezu tabu. Dass nicht nur die
einzelnen Mitgliedstaaten, sondern auch
die EU als Ganzes heute Waffen für die
Ukraine finanziert, ist Ausdruck eines fun-
damentalen Wandels – der vollzieht sich
aber noch immer viel zu langsam.

Die vielbeschworene Rüstungsharmoni-
sierung stockt. Die der Ukraine versproche-
nen eine Million Schuss Artilleriemunition
stehen weiter aus. Während in Gaza ein
Krieg tobt, wird stundenlang über humani-
täre Pausen beraten. Und während israel-
feindliche Huthis seit längerem auch euro-
päische Schiffe im Roten Meer unter Be-
schuss nehmen, soll ab kommender Wo-
che „eine erste Befassung“ der EU-Staaten
mit einem möglichen neuen Einsatzmandat
stattfinden.

So beeindruckt man weder Rebellen im
Jemen noch ein aggressives Russland
noch sonstwen. Es ist tragisch, aber die
Realität: Die Friedensmacht Europa muss
sich als Streitmacht beweisen.

EU holt ein großes Thema ein
Die Friedensmacht Europa muss sich als Streitmacht beweisen

Von Ellen Hasenkamp

Der Kanzler ist unter Druck. Und den
Druck üben nicht zuletzt seine eigenen Ge-
nossen aus. Erst stellten sich gleich vier so-
zialdemokratische Ministerpräsidenten in
der Agrar-Diesel-Frage quer. Dann legte
die SPD-Fraktion ein Papier vor, in dem ein
Frontalangriff auf die, auch von Olaf Scholz
verteidigte, Schuldenbremse festgeschrie-
ben wurde. Der Angriff startete zwar schon
beim Dezember-Parteitag, aber wenn die
Fraktion ins Horn stößt, hat das eine ganz
andere Durchschlagskraft.

Positiv an diesen Vorgängen ist, dass die
SPD auf Dauer eben doch keine Kanzler-
partei bleiben will. Fraktion und auch die
Parteispitze zeigen sich selbstbewusst
und selbstständig. Doch drängt das
Emanzipatorische in den Genossen paral-
lel zum wachsenden Misserfolg ans Ta-
geslicht. Eine Umfrage sieht die SPD ak-
tuell bei 13 Prozent. Weil die Erhebungen in
diesem Jahr von schlimmen Wahlergeb-
nissen getoppt werden könnten, denen
sich ein desaströses Abschneiden bei der
Bundestagswahl anzuschließen droht,
versuchen die Sozialdemokraten ihren
Kanzler in die Pflicht zu nehmen. Der soll
vor allem eine verbesserte Kommunikati-
on, mehr Emotionen und mehr Empathie
versprochen haben.

In der Sache, vor allem beim Thema
Schuldenbremse, wird Scholz sicher bald
weichgeklopft sein. Und weil so viel Geld
fehlt, werden sich schon ausreichend Not-
lagen finden, um an Kredite heranzukom-
men. Wenn aber das alles nicht bald mehr
Zustimmung bei den Wählern bringt, wer-
den sich die Sozialdemokraten die Frage
stellen, ob Olaf Scholz der Richtige an der
Spitze ist.

Druck wächst

Von André Bochow

Sozialdemokraten nehmen
Kanzler Scholz in die Pflicht

Mit ihren Luftangriffen auf Militärstütz-
punkte im Jemen haben USA und Groß-
britannien genau das getan, was die ira-
nisch unterstützten Huthi-Rebellen von
ihnen wollten. Seit Wochen spielen sich
die jemenitischen Kämpfer mit dem Be-
schuss von Schiffen im Roten Meer als
Unterstützer der Hamas und der palästi-
nensischen Sache gegen Israel und den
Westen auf. Nach dem Militärschlag kön-
nen sie sich auch noch in die Opferpose
werfen. 

Die USA und Großbritannien begrün-
den die Luftschläge mit der Notwendig-
keit, den Welthandel zu schützen. Militä-
risch dürfte der Beschuss aber letztlich
bedeutungslos sein. Niemand erwartet,
dass die westlichen Raketen die kriegs-
erfahrenen Huthis beeindrucken – oder
am Ende gar in die Schranken weisen
und neue Angriffe auf die Handelsschiff-
fahrt verhindern werden. Stattdessen
drohen nun Raketenangriffe der Huthis
in der Golfregion – und weitere westliche
Luftschläge.

Für die USA und andere westliche Län-
der wäre es besser, mehr für ein Ende des
Gaza-Krieges zu tun, als die Spannungen
im Nahen Osten mit den Luftangriffen im
Jemen weiter hochzutreiben. Eine Ent-
spannung in Gaza würde den Huthis die
Chance nehmen, sich mit dem Krieg zu
profilieren. Nach den westlichen Luft-
schlägen werden sie ihre Angriffe auf
Schiffe auf jeden Fall fortsetzen, um auf
diese Weise zu demonstrieren, wie unnütz
die Bombardements der Amerikaner und
Briten waren. Seit Monaten fürchtet der
Westen den Flächenbrand – jetzt zündelt
er selbst.

Westen zündelt

Von Thomas Seibert

Luftschläge der USA 
sind das falsche Signal

KOMMENTARE

P
olitische Entscheidungen werden
emotional und kontrovers disku-
tiert; mal informierter und mal weni-

ger informiert. Fakt ist aber: Demokratie
betrifft alle Menschen in Deutschland,
denn Demokratie ist die Form politischer
Herrschaft, mit der hierzulande alle tag-
täglich direkt und indirekt konfrontiert
sind. Von Gesetzen, politischen Diskus-
sionen am Arbeitsplatz oder in der Familie
bis hin zu öffentlichen Demonstrationen
und medialen Inszenierungen ist Demo-
kratie in ihren vielen Formen fester Be-
standteil des Alltags und des Zusammen-
lebens. 

Eine Sache ist an Demokratie beson-
ders: Demokratie muss man lernen, sie ist
nicht wirklich einfach durchschaubar und
provoziert Fragen, was mit scheinbar zu-
nehmender Häufigkeit dazu führt, dass
sich Menschen aus verschiedenen Grün-
den von ihr verabschieden. Demokratie ist
– so der Soziologe und Erwachsenenbild-
ner Oskar Negt – die einzige Staatsform,
die gelernt werden muss. Und lernen ist
manchmal anstrengend.

Aber wie kann Demokratie gelernt wer-
den? Der erste Ort, den sicherlich die meis-
ten Menschen dafür ausmachen, ist die
Schule. Ein Argument dafür ist, dass in
Deutschland alle in die Schule müssen.
Doch ein paar Stunden Politikunterricht in
der Woche, vielleicht auch noch ein wenig
Ethikunterricht, können nicht alle Fragen zur
Demokratie beantworten. Und trotz kluger
Leitfäden zur Demokratiebildung, wie dem
des baden-württembergischen Kultusmi-
nisteriums, ist das Thema noch nicht prak-
tisch als Querschnittsthema in allen Fächern
implementiert, obwohl dies wichtig wäre.
Denn um Demokratie zu verstehen und sich
selbst ein Urteil bilden zu können, braucht es
mehr als Wissen über das politische System
Deutschlands und vereinzelte Stunden zu
Extremismus und Fake News.

Demokratie ist nicht nur eine Herr-
schaftsform, die das Leben der Menschen
durch Gesetze regelt und das politische
System am Laufen hält. Auch Umgangs-
weisen, Vorurteile, Gesprächsregeln, Wer-
te und Normen oder Möglichkeiten zur
Teilnahme an politischen Diskussionen
sind Teil von Demokratien und müssen
aufgezeigt und erfahren werden. 

Dabei ist Schule nicht der einzige Ort,
der dies ermöglichen kann und sollte. De-
mokratie wird auch im Alltag mit Freunden
oder in der Familie erlernt, überall dort, wo
Menschen sich darüber austauschen und
aushandeln, wie sie miteinander leben
wollen. Deshalb ist jede Mutter, jeder Va-
ter, die Großeltern, jedes Vereinsteam, je-
der einzelne Mensch in diesem Land ge-

fordert, für Demokratie und Mitmensch-
lichkeit einzutreten. Demokratie ist auch
eine Lebensform, zu der man sich ent-
scheiden kann.

Wie geht man nun damit um? Ich denke,
dass Demokratie mehr Bildung braucht.
Bildung ermöglicht, sich zu Demokratie zu
positionieren, Abwertung zu erkennen und
gegen sie vorzugehen. Bildung ist mit der
Schule verbunden, aber auch mit dem Ler-
nen in der Kindertagesstätte, dem Sport-
verein, dem ehrenamtlichen Engagement
und der Arbeit. An all diesen Orten können
Menschen die Erfahrung machen, was es
bedeuten kann, demokratisch miteinan-
der umzugehen – oder eben auch erfah-
ren, wie sie nicht behandelt werden wollen.

Das fängt damit an, dass Sportvereinstrai-
ner sofort eingreifen, wenn ein Kind verspot-
tet, geschlagen oder ausgegrenzt wird – und
dass sie immer wieder über Demütigung,
Fairness und Respekt sprechen. Demokra-
tie lernen Menschen auch, wenn in Familien
offen und altersangemessen über Proble-
me, aber auch über Urlaubspläne und An-

schaffungen diskutiert wird, wenn Eltern die
Meinungen der Kinder anhören und gemein-
same Lösungen suchen.

In jedem Büro, jeder Werkhalle können
verantwortungsbewusste Führungskräfte
zu einer positiven demokratischen Kultur
beitragen, wenn sie ihre Mitarbeiter res-
pektieren und in so manche Entscheidung
einbeziehen. Und genau das ist, wo De-
mokratiebildung ansetzt: Sie zielt darauf
ab, Menschen zum Gestalten ihres (Zu-
sammen)Lebens zu befähigen, ohne an-
dere herabzusetzen, zu bedrohen oder zu
beleidigen.

Zugleich ist diese Form der Bildung auf
Demokratie angewiesen – zumindest,
wenn sie nicht heuchlerisch wirken will.
Sie kann nur gegen Widerstände in einem
Schulsystem Fuß fassen, in dem gegen
die Werte der freiheitlich demokratischen
Grundordnung verstoßen wird. Es hilft
deshalb nicht, wenn politisch gewollt ge-
samtgesellschaftliche Probleme auf die
Schule abgewälzt werden. 

Schule würde zwar gut daran tun, Pro-
bleme wie Diskriminierung oder antide-
mokratische Tendenzen ernster zu neh-
men und aktiv dagegen vorzugehen – aber
letztlich sind Probleme in der Schule

strukturelle Probleme von Gesellschaft,
die nicht einfach durch noch engagiertere
Lehrer und Lehrerinnen, mehr Politikun-
terricht, eine Projektwoche zu Menschen-
rechten, auch nicht durch die Verankerung
von Demokratiebildung als Querschnitts-
thema aller Fächer gelöst werden können. 

Solange Menschen empört sind, weil ih-
re Nachbarin nicht aus Deutschland
kommt, solange Galgen vor dem Bundes-
tag aufgebaut oder queere Menschen in
Deutschland angefeindet werden, hat
aber nicht die Schule ein Problem, son-
dern die Gesellschaft.

Demokratiebildung ist ein Projekt, das al-
le Bereiche der Gesellschaft betrifft und im
Kleinen wie im Großen anfangen muss. Bil-
dung ist ein offener Prozess – und Demo-
kratie braucht Offenheit. Wenn Offenheit
aber von Anfang an nicht gewünscht ist,
dann kann auch kein Lernprozess in Gang
kommen. Und dann würde es auch um die
Demokratie wirklich schlecht bestellt sein.

Es hilft nicht, Probleme in einer
Demokratie auf die Schule abzuwälzen

GASTBEITRAG

Erziehungswissenschaftler Sebastian Engelmann: Eltern, Vereine, alle sind gefordert 

„
Mehr Politikunterricht

und kluge Leitfäden sind
keine Lösung.

Sebastian Engelmann
Juniorprofessor an der PH Karlsruhe

Der Erziehungswissen-
schaftler lehrt als Juniorpro-
fessor an der Pädagogischen
Hochschule Karlsruhe. Er
forscht zu Demokratiebil-
dung, alternativen Schulkon-
zepten und Reformpädago-
gik. Foto: Rake Hora

Sebastian Engelmann
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